
 

Der Landtag von Niederösterreich hat am ……………………………………………beschlossen 

 

 

Änderung der NÖ Bauordnung 1996 

 

 

 

Die NÖ Bauordnung 1996, LGBl. 8200. wird wie folgt geändert: 

 

1. Im § 15 Abs. 1 Z. 12 tritt anstelle des Zitates „§ 62 Abs. 2“ das Zitat § 62 Abs. 5.“.   

 

2. Dem § 49 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

 

„Öffnungen in Brandwänden sind bei unmittelbar aneinandergebauten Gebäuden 

zulässig, wenn durch gleichwertige Maßnahmen (z.B. brandbeständige und selbst 

schließende Abschlüsse wie Türöffnungen oder Toröffnungen) die Sicherheit von 

Personen sowie der Schutz von Sachen gewährleistet ist.“  

 

3. Im § 62 erhalten die Absätze 3 und 4 die Bezeichnung Abs. 6 und 7. 

 

4. In § 62 Abs. 2 erhält der 1. Satz die Bezeichnung Abs. 2,  der 2. bis 7. Satz erhält  

    die Bezeichnung Abs. 3, der 8. bis 10.  Satz erhält die Bezeichnung Abs. 5.  

 

5. § 62 Abs. 4 (neu) lautet: 

 

„(4) Von der Anschlußverpflichtung sind auf Antrag des Liegenschaftseigentümers 

      weiters ausgenommen: 

 

1. landwirtschaftliche Liegenschaften mit aufrechter Güllewirtschaft (§ 3 Z. 14 

NÖ Bodenschutzgesetz, LGBl. 6160), die die darauf anfallenden 

Schmutzwässer gemeinsam mit Gülle, Jauche und sonstigen Schmutzwässern 

aus Stallungen, Düngerstätten, Silos für Naßsilage und anderen 



Schmutzwässern, die nicht in den öffentlichen Kanalanlagen eingebracht 

werden dürfen, entsorgen und 

 

2. Liegenschaften, welche die anfallenden Schmutzwässer über einen Betrieb mit 

aufrechter Güllewirtschaft entsorgen, der im selben räumlich 

zusammenhängenden Siedlungsgebiet liegt. 

 

Die Entsorgung der Schmutzwässer muß unter Einhaltung der Bestimmungen 

des § 10 NÖ Bodenschutzgesetz bereits vor der Kundmachung des 

Gemeinderatsbeschlusses erfolgen, die Schmutzwässer der betroffenen 

Liegenschaften über eine öffentliche Kanalanlage zu entsorgen 

(Grundsatzbeschluß). 

 

Für das Verfahren betreffend die Kundmachung und Bekanntgabe des 

Grundsatzbeschlusses gelten die Bestimmungen des Abs. 3 sinngemäß. 

 

Der Antrag muß unter Nachweis der ordnungsgemäßen Entsorgung 

entsprechend den Bestimmungen des § 10 NÖ Bodenschutzgesetz innerhalb 

von vier Wochen nach Ablauf der Kundmachungsfrist eingebracht werden. 

 

Die Einstellung der Güllewirtschaft bzw. der Entsorgung der Schmutzwässer 

über einen Betrieb mit Güllewirtschaft ist vom Liegenschaftseigentümer der 

Baubehörde unverzüglich anzuzeigen. Wird die Güllewirtschaft eingestellt, hat 

die Baubehörde den Ausnahmebescheid aufzuheben.“  

 

 

 


